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Bericht der Bundesregierung 

über die Erfahrungen im Zusammenhang mit der Neuregelung 
des § 8 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 


I. Die Zusammenarbeit der Personennahverkehrs- 
unternehmen 

1- In dem von der Bundesregierung eingebrach ten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes vom 8. Mai 1969 
(BGBl. I S. 348) waren u. a. auch Vorschriften über 
die Einführung von Gebietsgenehmigungen enthal- 
ten. Diese Bestimmungen sind entsprechend dem Be- 
schluß des Verkehrsausschusses gestrichen worden. 
Im Schriftlichen Bericht des Verkehrsausschusses • — 
Drucksache V/2494 — ist hierzu auf Seite 2 folgen- 
des ausgeführt: 

„Abweichend von dem Votum des Ausschusses 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau- 
und Wohnungswesen, der die Einführung der Ge- 
bietsgenehmigung empfiehlt, hat der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen die ersatzlose Strei- 
chung der Vorschriften über die Gebietsgenehmi- 
gung beschlossen. Der Ausschuß glaubt, daß auch 
ohne das Mittel der Gebietsgenehmigung das 
Entstehen zusammenhängender Verkehrsnetze 
und damit einer Verbesserung der Verkehrsbe- 
dienung insbesondere in der Fläche möglich ist. 
Der Ausschuß verweist darauf, daß vielfach im 
Wege der freiwilligen Zusammenarbeit der Ver- 
kehrsunternehmer Verkehrsverbünde geschaffen 
worden sind, die sich durchaus bewähren. Wie die 
Praxis gezeigt hat, ist die Bereitschaft der Ver- 
kehrsunternehmer, in regionalen Bereichen zu- 
sammenzuarbeiten, ständig größer geworden. Un- 
terstützt wird diese Entwicklung in Zukunft durch 
die Regelung des § 8, der die Genehmigungsbe- 
hörde dazu verpflichtet, das Entstehen zusammen- 
hängender Liniennetze und die Zusammenarbeit 
der Unternehmer zu fördern. 

Der Ausschuß betont allerdings, daß die Entwick- 
lung der kommenden Jahre sorgfältig zu beobach- 
ten ist. Dabei wird festzustellen sein, ob die an die 
Vorschriften des § 8 geknüpften Erwartungen des 
Gesetzgebers erfüllt werden. Sollte dies nicht der 
Fall sein, werden zusätzliche gesetzgeberische 
Maßnahmen geprüft werden müssen." 

§ 8 in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Personenbeförderungsgesetzes, das Be- 
standteil des „Verkehrspolitischen Programms der 
Bundesregierung für die Jahre 1968 bis 1972" ist, 
lautet wie folgt: 

„§ 8 

Förderung der Verkehrsbedienung und 
Ausgleich der Verkehrsinteressen 

(1) Mit dem Ziel bester Förderung des Verkehrs 
haben der Bundesminister für Verkehr und die 


Landesregierungen darauf hinzuwirken, daß die 
Interessen der verschiedenen Verkehrsträger im 
Personenverkehr ausgeglichen und ihre Leistun- 
gen und ihre Entgelte aufeinander abgestimmt 
werden. Eine freiwillige Zusammenarbeit der Ver- 
kehrsträger ist zu fördern. 

(2) Die Genehmigungsbehörde hat im Interesse 
der Verkehrsnutzer für die Abstimmung oder den 
Verbund der Beförderungsentgelte und für die 
Abstimmung der Fahrpläne zwischen den Unter- 
nehmern zu sorgen. 

(3) Sofern die öffentlichen Verkehrsinteressen 
es erfordern, hat die Genehmigungsbehörde 

1. für die Einrichtung und befriedigende Bedie- 
nung, 

2. für die Erweiterung und Änderung von Ver- 
kehrsverbindungen zu sorgen. Sie hat dabei 
auf freiwillige Zusammenarbeit oder Zusam- 
menschlüsse der Unternehmer hinzuwirken und 
das Entstehen zusammenhängender Linien- 
netze zu fördern. Läßt dies eine befriedigende 
Verkehrsbedienung nicht erwarten, hat die 
Genehmigungsbehörde von Amts wegen zu 
prüfen, ob eine Verpflichtung zur Erweiterung 
oder Änderung des Verkehrs (§ 20 a) aufzuer- 
legen ist. 

(4) Die Genehmigungsbehörde hat bei ihren 
Maßnahmen auch die Ziele der Landesplanung 
zu beachten." 

2 . Bei der Verabschiedung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 
hatte der Deutsche Bundestag in seiner 224. Sitzung 
am 26. März 1969 beschlossen (Umdruck 619): 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deut- 
schen Bundestag bis zum 30. Juni 1971 einen 
Bericht über die Erfahrungen im Zusammenhang 
mit der Neuregelung des § 8 Personenbeförde- 
rungsgesetz (PBefG) insbesondere bei der Ver- 
besserung der Verkehrsbedienung in ländlichen 
Räumen vorzulegen." 

Entsprechend den vorgenannten Entschließungen des 
Deutschen Bundestages wird wie folgt berichtet: 

3 . Seit dem Frühjahr 1969 hat die Zusammenarbeit 
der Personennahverkehrsunternehmen beständig, 
wenn auch regional mit unterschiedlicher Intensität, 
zugenommen. Von dieser verstärkten Zusammen- 
arbeit waren die ländlichen Gebiete nicht ausge- 
schlossen, doch muß gesehen werden, daß hier die 
tatsächlichen Voraussetzungen einer Zusammen- 
arbeit zum Teil engere Grenzen setzen (vgl. Zif- 
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fer 4.1). Es darf auch nicht außer acht gelassen wer- 
den, daß der Gesetzgeber dem Weg der freiwilligen 
Zusammenarbeit den Vorzug vor anderen Möglich- 
keiten gegeben hat. Dadurch sind naturgemäß die 
Bemühungen der Genehmigungsbehörden um eine 
besondere Förderung der Kooperation im Flächen- 
verkehr abhängig von der Bereitschaft der Ver- 
kehisuniernehmer, auch in einem größeren regiona- 
len Rahmen zusammenzuarbeiten. 

3.1 Als Folge der Zusammenarbeit der Verkehrs- 
unternehmer haben sich insbesondere herausgebil- 
det: Tarifgemeinschaften, Verkehrsgemeinschaften, 
Verkehrsverbünde und Fusionen. 

Unter Tarifgemeinschaften werden hier solche Zu- 
sammenschlüsse verstanden, bei denen sich die Ver- 
einbarungen über die Zusammenarbeit nur auf die 
Tarife und ggf. die Verrechnung von Einnahmen 
beziehen. Erstrecken sich die Vereinbarungen dar- 
über hinaus auf Regelungen über eine gemeinsame 
Fahrplanbildung, die gegenseitige Abstimmung des 
Leistungsangebotes, gegebenenfalls auch über ge- 
meinsame Rationalisierungsmaßnahmen, wird nach- 
folgend von Verkehrsgemeinschaften gesprochen. 
Als Verkehrsverbund wird hier — unabhängig von 
der Rechtsform — eine Form der Zusammenarbeit 
bezeichnet, bei der außer den vorstehend genannten 
Aufgaben auch gewisse unternehmerische Zuständig- 
keiten sowie bestimmte Ordnungs- und Leistungs- 
funktionen auf eine gemeinschaftliche Einrichtung 
oder ein Organ übertragen werden. Bei Fusionen 
gibt mindestens eines der beteiligten Unternehmen 
seine rechtliche und wirtschaftliche Eigenständigkeit 
auf. 

Zu den hier verwendeten Begriffsbestimmungen sei 
bemerkt, daß sich in Verkehrswissenschaft und 
Praxis noch kein einheitlicher' Sprachgebrauch her- 
ausgebildet hat, zumal die Grenzen oftmals fließend 
sind. 

3.2 Die bisherige Entwicklung zeigt, daß der 
Schwerpunkt der Zusammenarbeit der öffentlichen 
Nahverkehrsunternehmen auf den Tarif- und Ver- 
kehrsgemeinschaften liegt. Dabei handelt es sich 
hauptsächlich um folgende Zusammenschlüsse: 

3.21 In Norddeutschland sind Tarif- und Verkehrs- 
gemeinschaften entstanden: 

— in 4 Fällen in den Regierungsbezirken Aurich und 
Stade sowie in Bremen; 

— in 5 Fällen im Raum Osnabrück; 

— ferner im Raum Braunschweig sowie in Göttin- 
gen. 

3.22 Weiter haben sich schwerpunktmäßig gebildet: 

— 6 Tarif- und Verkehrsgemeinschaften im Raum 
Westfalen-Lippe sowie im Ruhrgebiet; 

— 3 derartige Gemeinschaften am südlichen Rand 
des Ruhrgebietes sowie im rheinischen Raum. 

Dadurch ist im Ruhrgebiet weitgehend erreicht, daß 
der Fahrgast mit einem einzigen Fahrausweis aus 
dem Verkehrsnetz eines Verkehrsunternehmens 
jeden Punkt im Netz eines benachbarten Verkehrs- 
unternehmens erreichen kann. Dies gilt sowohl für 


Einzelfahrscheine als auch für Mehrfahrten- und 
Zeitkarten. Bei den Zusammenschlüssen im Raum 
Westfalen-Lippe ist dieses Ergebnis zwar noch nicht 
voll erreicht worden, jedoch werden auch dort be- 
reits verschiedene Fahrausweise auf einer Linie oder 
mehreren Linien im Verkehrsnetz des Nachbarunter- 
nehmers anerkannt. 

3.23 Auch im Rhein-Main-Gebiet und in seinen an- 
grenzenden Bereichen ist eine solche Entwicklung 
zu verzeichnen, zum Teil über bestehende Landes- 
grenzen hinaus. 

3 . 23.1 So sind Tarif- und Verkehrsgemeinschaften 
gebildet worden von den Verkehrsbetrieben der 
Städte Mainz/Wiesbaden und Ludwigshafen/Mann- 
heim sowie in den benachbarten Räumen Bingen 
und Worms. 

3 . 23.2 Gleichartige Kooperationsformen bestehen 
in den Räumen Koblenz, Trier und Pirmasens. 

3.24 Jeweils in den Räumen Kassel, Marburg, Gie- 
ßen, Wetzlar und Groß Umstadt sind, ebenfalls 
Tarif- und Verkehrsgemeinschaften entstanden. 

3.25 Das gleiche gilt von den Räumen Pforzheim 
und Waiblingen. 

3.26 In Bayern bestehen neben fünf reinen Tarif- 
gemeinschaften in 11 weiteren Fällen Verkehrsge- 
meinschaften, u. a. in den Räumen Sonthofen-Füssen 
(hier einschließlich des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs) und Lindau-Oberstaufen, ferner für den Ver- 
kehr aus dem nordwestlichen Spessartgebiet nach 
Aschaffenburg. 

3.27 Tarifgemeinschaften sind auch in Schleswig- 
Holstein (Lübeck, Husum) und iin Saarland entstan- 
den. 

3.28 In zahlreichen Fällen haben die Deutsche Bun- 
desbahn und die Deutsche Bundespost Vereinbarun- 
gen mit anderen Verkehrsträgern mit dem Ziel ge- 
schlossen, die Verkehrsbedienung zu verbessern. 

3 . 28.1 So ist die Deutsche Bundesbahn — unter 
Einbeziehung der unter 3.2 1 — 3.27 aufgeführten 
Fälle — u. a. an 85 regionalen Tarif- und Verkehrs- 
gemeinschaften angeschlossen, von denen 41 seit 
dem Jahre 1969 entstanden sind. Sie ist ferner an 
rund 150 Gemeinschaftslinien beteiligt, d. h. an 
Linien, deren Errichtung und Betrieb mehreren Un- 
ternehmen genehmigt worden sind. Außerdem wur- 
den mehr als 100 sonstige Vereinbarungen mit 
öffentlichen und privaten Verkehrsunternehmern 
geschlossen, die das Verkehrsangebot erheblich ver- 
bessert haben (z. B. über die Aufhebung von frühe- 
ren Bedienungsverboten, über Linienentflechtungen 
und den Tausch von Fahrleistungen). 

3 . 28.2 In weiteren 17 Fällen ist die Deutsche Bun- 
despost an Verkehrsgemeinschaften und in einer 
Vielzahl von Fällen an Tarifgemeinschaften betei- 
ligt. Insgesamt umfaßt die Zusammenarbeit der 
Deutschen Bundespost mit öffentlichen und priva- 
ten Verkehrsunternehmen 1142 Linien, wobei u. a. 
auf mehr als 300 Linien die Aufhebung von Bedie- 
nungsverboten sowie Haltestellen- und Fahrplanbe- 
schränkungen und auf rund 600 Linien die Einfüh- 
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rung der gegenseitigen Fahrscheinanerkennung oder 
von Gemeinschaftstarifen vereinbart wurde. 

3.29 Einen Sonderfall stellt die Lage in Berlin dar, 
wo der öffentliche Personennahverkehr von dem 
Eigenbetrieb der Stadt Berlin, den Berliner Verkehrs- 
betrieben (BVG), bedient wird. Eine Zusammenar- 
beit mit der der „Reichsbahn" unterstehenden Ber- 
liner Stadtbahn (S-Bahn) hat sich bisher auf Grund 
der besonderen politischen Verhältnisse in Berlin 
nicht verwirklichen lassen. 

3.3 Verkehrsverbünde sind bisher überwiegend in 
Verdichtungsräumen entstanden; ihre Gründung 
setzt in der Regel die Existenz mehrerer leistungs- 
starker Nahverkehrsunternehmen voraus. 

3.31 Beispielgebend ist die Lage in Hamburg, wo 
bereits im Jahre 1965 der „Hamburger Verkehrs- 
verbund" (HVV) entstand. Durch ein umfassendes 
integriertes Leistungs- und Fahrplanangebot bei ein- 
heitlicher Tarifausrichtung (Gemeinschaftstarif) 
wurde hier ein hoher Grad an Effektivität zur Be- 
wältigung der Nahverkehrsaufgaben auf mehr als 
200 Linien im U-Bahn-, S-Bahn-, Straßenbahn-, Om- 
nibus- und Schiffsverkehr geschaffen. 

3.32 Die fünf wichtigsten im Großraum Hannover 
tätigen öffentlichen und privaten Nahverkehrsunter- 
nehmen haben ihr Verkehrsangebot durch eine Ver- 
einbarung über die Abstimmung des Verkehrsnet- 
zes, koordinierte Fahrpläne und Betriebsleistungen 
sowie die Bildung eines Gemeinschaftstarifs zu- 
sammengefaßt und damit verkehrsverbundähnliche 
Wirkungen geschaffen. 

3.33 In Westfalen-Lippe (in den Räumen Lüding- 
hausen — Unna — Lippstadt — Brilon) ist der Stra- 
ßen- und Schienenverkehr ebenfalls weitgehend 
integriert worden. 

3.34 Weitere Verkehrsverbünde oder ähnliche Zu- 
sammenschlüsse entstanden im Rhein-Wupper-Kreis 
bis hin zum Raum Köln-Leverkusen, im Raum Lüden- 
scheid-Altena, im Regierungsbezirk Aachen sowie in 
Eßlingen. In diesen Fällen erstreckt sich die Koope- 
ration teilweise auch auf die gemeinsame Beschaf- 
fung von Fahrzeugen und sonstigen Betriebsmitteln 
und auf die gemeinsame Ausbildung des Fahrperso- 
nals. 

3.35 Im April dieses Jahres ist der Münchener Ver- 
kehrsverbund gegründet worden, an dem die Ver- 
kehrsbetriebe der Landeshauptstadt München und 
die Deutsche Bundesbahn beteiligt sind. 

3.4 Zu Fusionen ist es bisher nur im Bereich des 
Landes Nordrhein-Westfalen gekommen, so z. B. in 
den Räumen Siegen, Moers, Jülich — Düren sowie im 
Rhein-Wupper-Kreis. Nicht erfaßt sind hier solche 
Verschmelzungen, die zwangsläufig durch Gebiets- 
neugliederungen (Eingemeindungen u. ä.) verursacht 
worden sind und ausschließlich die jeweiligen kom- 
munalen Verkehrsbetriebe betroffen haben (z. B. 
Neuordnung des Bonner Raumes). Derartige Zusam- 
menschlüsse sind nicht Fusionen im herkömmlichen 
Sinne (vgl. Ziffer 3.1). 


3.5 Zur Zeit der Zusammenstellung dieses Berichts 
haben in zahlreichen Gebieten Pläne zur Erweite- 
rung der bestehenden und Gründung von neuen 
Zusammenschlüssen bestanden, die vielfach weit 
fortgeschritten sind. 

3.51 Für das Rhein-Main-Gebiet entwickelt eine 
von den Stadtwerken Frankfurt und der Deutschen 
Bundesbahn getragene Kommission ein integriertes 
Nahverkehrssystem mit dem Ziel der Bildung eines 
Verbundes, der auch anderen Verkehrsunternehmen 
offenstehen soll. 

3.52 Auch im Rhein-Ruhr-Gebiet ist eine Reihe von 
Verbundsobjekten in Entwicklung, so in den Räu- 
men Essen — Bochum, Düsseldorf — Leverkusen — 
Wuppertal und im Regierungsbezirk Aachen. Im 
Raum Lüdenscheid — Altena soll dem dort bereits 
bestehenden Verbund ein weiteres Unternehmen 
eingegliedert werden, möglicherweise durch eine 
Fusion mit einem Verbundangehörigen Unterneh- 
men. 

3.53 Im Ruhr- und Mittelrheingebiet kommt ddn 
dort bestehenden Stadtbahnprojekten besondere Be- 
deutung zu. Bereits im Jahre 1969 wurde die „Stadt- 
bahn-Gesellschaft Ruhr mbH" mit dem Sitz in Gel- 
senkirchen gegründet, der praktisch alle Großstädte 
des Ruhrgebietes angehören. Darüber hinaus haben 
die Städte Düsseldorf, Krefeld und Hattingen ihre 
Bereitschaft zum Beitritt erklärt. 

3.54 Zur Verbesserung des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs strebt die saarländische Regierung eine 
Zusammenfassung aller beteiligten öffentlichen und 
privaten Unternehmen an. Dieses Ziel erscheint hier 
um so eher erreichbar, als infolge der räumlichen 
Größe des Saarlandes die Verkehrsverhältnisse 
leichter überschaubar als in anderen Bundesländern 
sind. Es ist beabsichtigt, in einer ersten Stufe die 
vier kommunalen Betriebe (Saarbrücken, Saarlouis, 
Neunkirchen, Völklingen) zusammenzufassen. Das 
Land ist zur Wahrung seiner verkehrspolitischen 
Ziele und Interessen grundsätzlich bereit, sich finan- 
ziell an diesem Zusammenschluß zu beteiligten. Ent- 
sprechende Beratungen sind noch im Gange. 

3.55 In anderen Gebieten wird die Erweiterung 
oder Neubildung von Tarif- und Verkehrsgemein- 
schaften bzw. von Verkehrsverbünden angestrebt, so 
in den Räumen Pforzheim, Freiburg und Stuttgart. 
In dem von den Landkreisen Darmstadt, Groß 
Gerau, Dieburg, Bergstraße und Erbach gebildeten 
Raum ist eine Arbeitsgemeinschaft privater Omni- 
busunternehmer gebildet worden, die Verbesserun- 
gen des Linienverkehrs anstrebt. 

3.56 Im Raum Bremen hat sich eine Arbeitsgemein- 
schaft der Nahverkehrsträger mit dem Ziel konsti- 
tuiert, nach Auswertung einer bereits durchgeführ- 
ten Verkehrsuntersuchung eine Tarif- und Verkehrs- 
gemeinschaft zu errichten. 

3.57 Für den Raum zwischen Norden, Esens und 
Wittmund (Reg.-Bez. Aurich) finden z. Z. Verhand- 
lungen über eine Kooperation zwischen der Deut- 
schen Bundesbahn und einem privaten Unternehmen 
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statt. Darüber hinaus werden Gespräche über eine 
Zusammenarbeit im Raum Stade/Buxtehude geführt. 

3.58 Ferner werden in den Räumen 
Kiel — Flensburg — Schleswig, 

Koblenz — Neuwied — Andernach, 

Kassel. 

Rhein — Neckar, 

Kempten (Allgäu) 

umfangreiche Verkehrsuntersuchungen zur Analy- 
sierung der bestehenden Verkehrslage durchgeführt. 

3.6 Abgesehen von den bereits unter Ziffer 3.28 
aufgeführten Fällen haben in besonderem Maße 
auch die Deutsche Bundesbahn (DB) und die Deut- 
sche Bundespost (DBP) sich bereit gezeigt, mit den 
anderen am öffentlichen Personennahverkehr Be- 
teiligten zusammenzuarbeiten. 

3.61 So haben bereits im Jahre 1966 die Deutsche 
Bundesbahn und im Jahre 1967 die Deutsche Bun- 
despost mit dem Bundesverband der nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen (BDE) Vereinbarungen über 
die Zusammenarbeit im Linienverkehr getroffen. 

3.62 Besondere Bedeutung — vor allem für die 
ländlichen Gebiete — kommt der aufgrund eines 
Kabinettbeschlusses vom 30. April 1969 am 
25. März 1970 gegründeten „Omnibus-Verkehrs- 
gemeinschaft Bahn/Post" zu (vgl. im einzelnen Zif- 
fer 4.21). 

Hier ist auch die vor der Unterzeichnung stehende 
Grundsatzvereinbarung zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost einer- 
seits und dem Bundesverband des Deutschen Per- 
sonenverkehrsgewerbes (BDP) andererseits zu er- 
wähnen. Das Abkommen zielt darauf ab, im Zusam- 
menhang mit der Bildung der „Omnibus-Verkehrs- 
gemeinschaft Bahn Post“ die durch diese erstrebte 
bundesweite Verknüpfung der Schienen- und Omni- 
busverkehrsnetze unter Einbeziehung des dem BDP 
angeschlossenen privaten Omnibusverkehrsgewer- 
bes durch eine flexible Verwendung der unter Zif- 
fer 3.1 genannten Kooperationsformen zu verstär- 
ken. 

3.63 Schließlich haben die Deutsche Bundesbahn 
und der Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe 
(VöV) im Dezember 1970 ein Grundsatzabkommen 
über die Zusammenarbeit im öffentlichen Personen- 
nahverkehr geschlossen. Darin verpflichten sich die 
Deutsche Bundesbahn und die dem VöV ange- 
schlossenen Betriebe, im Interesse der Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse und unter Berück- 
sichtigung der engen Verknüpfung im Schienen- und 
Straßenverkehr ihre freiwillige Zusammenarbeit 
weiter zu verstärken. Vor allem in den größeren 
Verdichtungsräumen soll der Zusammenhang der 
Verkehrsnetze gefördert werden, wobei der Schie- 
nenverkehr als Schnelltransportmittel betrachtet 
wird, während dem Busverkehr die Aufgabe des 
Zubringer- und Verteilerverkehrs zum und vom 
Schienenverkehr sowie die Erschließung der von 
diesem nicht erfaßten Gebiete mit geringerer Ver- 
kehrsdichte zukommt. 


Darüber hinaus haben die Vertragspartner verein- 
bart, auch außerhalb von Verdichtungsräumen (Flä- 
chenverkehr) die Möglichkeiten für eine Zusam- 
menarbeit je nach Lage des Einzelfalles zu prüfen 
und ggf. zu fördern (vgl. auch Ziffer 4.22). 


3.7 In die zur Verbesserung der Verkehrsbedie- 
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angest 


ten Überlegungen ist auch die Möglichkeit eines 
Einsatzes von Taxen einbezogen worden, so z. B. in 
Hamburg, München und Ludwigshafen. Nach den 
bisherigen Erfahrungen scheint die Integration der 
Taxen in den öffentlichen Personennahverkehr in 
erster Linie ein wirtschaftliches Problem zu sein. 
Ferner treten organisatorische und rechtliche Pro- 
bleme insbesondere dann auf, wenn eine freiwillige 
Mitarbeit bzw. Zustimmung aller örtlichen Taxi- 
unternehmen zum Zusammenschluß nicht erreicht 
werden kann. Es ist beabsichtigt, die hiermit zusam- 
menhängenden Fragen im Rahmen eines For- 
schungsauftrags untersuchen zu lassen. 


4 . Die für eine bestehende oder geplante Koopera- 
tion der verschiedenen Nahverkehrsträger genann- 
ten Fälle zeigen, daß außer in den Verdichtungs- 
räumen und sonstigen städtisch strukturierten Ge- 
bieten auch in den ländlichen Räumen eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit der Verkehrsträger einge- 
setzt hat. Es muß jedoch berücksichtigt werden, daß 
hier die Voraussetzungen, die zu einer Zusammen- 
arbeit führen, in tatsächlicher Hinsicht zum Teil an- 
ders sind als in den vorgenannten Gebieten. 

4.1 Infolge des mit der besonderen Siedlungsstruk- 
tur ländlicher Räume in der Regel verbundenen ge- 
ringeren Fahrgastaufkommens fehlt dort oft eine 
Bedienung durch verschiedene Unternehmen. In der- 
artigen Fällen sind andere Wege zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse beschritten, insbesondere 
strukturelle Maßnahmen durchgeführt worden, wie 
die Erweiterung und Umgestaltung bestehender 
Linien, Verdichtung der Fahrpläne und Verbesse- 
rung der Anschlüsse. In manchen Fällen haben Ge- 
meindeneugliederungen den Anschluß von Umland- 
bereichen an innerörtliche Verkehrsnetze bewirkt. 


4.2 Im übrigen sind jedoch auch bei der Anwendung 
der unter Ziffer 3.1 dargestellten Kooperationsfor- 
men in den ländlichen Gebieten beachtenswerte Er- 
folge bei der Zusammenarbeit der verschiedenen 
Verkehrsträger zu verzeichnen oder zu erwarten: 

4.21 Hier ist vor allem die „Omnibus-Verkehrs- 
gemeinschaft Bahn/Post" zu nennen (vgl, Ziffer 3.63). 
Diese „hat die Aufgabe, auf eine optimale Ver- 
kehrsbedienung durch eine verkehrliche Integration 
der bisher getrennt geführten Omnibusdienste und 
durch rationelle Aufgabenverteilung in der Ver- 
kehrs- und Betriebsdurchführung hinzuwirken. Da- 
bei ist die enge Verknüpfung zwischen dem Schie- 
nen- und Omnibusdienst aufrechtzuerhalten und 
weiterzuentwickeln“ (Ziffer I 1 der Vereinbarung 
vom 25. März 1970). Die — rechtlich unselbstän- 
dige — ■ Verkehrsgemeinschaft wird unter Beibehal- 
tung der jeweiligen personellen und sächlichen Be- 
triebsmittel von gemeinsamen Führungsstellen, 
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nämlich der Zentralstelle mit dem Sitz in Frank- 
furt (Main) und den Bezirksstellen am Sitz der Bun- 
desbahndirektionen, geleitet. 

Die „Omnibusverkehrsgemeinschaft Bahn/Post" ist 
im fortschreitenden Aufbau begriffen; sie wird sich 
bis zum Ende des Jahres 1972 auf das ganze Bun- 
desgebiet erstrecken. Bereits Mitte 1971 werden 
neben der gemeinsamen Zentralstelle in Frankfurt 
(Main) die Bezirksstellen in München, Regensburg, 
Nürnberg, Stuttgart und Karlsruhe, bis Ende 1971 
die Bezirksstellen in Köln und Saarbrücken einge- 
richtet sein. Bis zum Ende des Jahres 1972 folgt die 
Errichtung der übrigen Bezirksstellen in Frankfurt 
(Main), Essen, Hannover, Münster, Hamburg und 
Kiel. Danach werden die früher bei 21 Oberpost- 
direktionen und 16 Bundesbahndirektionen wahrge- 
nommenen Aufgaben der Verkehrsplanung und 
-lenkung künftig bei 13 gemeinsamen Bezirksstel- 
len zusammengefaßt. 

Seit dem 1. Juni 1970 wurde im Gebiet der Bundes- 
bahndirektion München/ Augsburg, das sich weit- 
gehend mit dem Gebiet der Oberpostdirektionen 
München deckt, die neue Verkehrsgemeinschaft be- 
reits erprobt. Nach den hierbei gewonnenen posi- 
tiven Erfahrungen ist schon jetzt zu erkennen, daß 
nach abgeschlossenem Aufbau der Omnibus-Ver- 
kehrsgemeinschaft gerade in den ländlichen Gebie- 
ten eine wesentlich verbesserte Verkehrsbedienung 
durch verkehrliche Integration und rationelle Auf- 
gabenteilung herbeigeführt werden wird. Die Ver- 
besserungen für den Verkehrsnutzer finden ihren 
konkreten Ausdruck u. a. in der Abstimmung der 
Fahrpläne beider Beteiligter (auch in bezug auf den 
Schienenverkehr), in der gegenseitigen Anerken- 
nung von Omnibusfahrausweisen auf streckenglei- 
chen Linien und von Schienenfahrausweisen auf 
anstoßenden Omnibuslinien sowie in der Ausdeh- 
nung der wahlweisen Gültigkeit von Schienenfahr- 
ausweisen auch auf Postomnibuslinien in gleichem 
Umfang, wie er bisher schon im Verhältnis von 
Schienen — Bahnbusverkehr bestanden hat. Die der 
„ Omnibus-Verkehrsgemeinschaft" beizumessende 
Bedeutung für die Verkehrsbedienung in ländlichen 
Räumen wird schließlich auch dadurch verdeutlicht, 
daß der künftig von der Gemeinschaft betriebene 
Linienverkehr zu rund 75 °/o Überlandverkehr ist 
und rund zwei Drittel des gesamten Omnibuslinien- 
verkehrs aller Verkehrsträger umfaßt (ausgenom- 
men den Orts- und Nachbarortslinienverkehr). Die 
Liniennetze des Bahn- und Postbusverkehrs werden 
eine Gesamtlänge von über 160 000 km haben und 
somit eine wichtige Ergänzung des Schienennetzes 
der Deutschen Bundesbahn (über 25 000 km) bilden. 

4.22 Einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den ländlichen Gebieten 
stellen auch die oben unter Ziffer 3.61-3 erwähnten 
Grundsatzvereinbarungen der Verkehrsträger, ins- 
besondere das Abkommen zwischen DB und VöV 
dar (vgl. Ziffer 3.63), das auf die „Omnibus-Ver- 
kehrsgemeinschaft Bahn/Post" ausgedehnt werden 
soll. 

5.1 An den bestehenden oder geplanten Zusam- 
menschlüssen sind — insbesondere in den Verdich- 


tungsräumen — im wesentlichen die Verkehrsunter- 
nehmen der öffentlichen Hand oder Unternehmen 
mit Mehrheitsanteilen öffentlicher Rechtsträger be- 
teiligt (vgl. auch Ziffer 3.63). Das gilt hauptsächlich 
bei größeren Zusammenschlüssen, wie bei den inte- 
grierten Nahverkehrssystemen; hier beteiligen sich 
private Verkehrsunternehmen nur in Ausnahme- 
fällen. In größerem Umfang sind Privatunternehmer 
dagegen an Tarif- und Verkehrsgemeinschaften be- 
teiligt (z. B. in Bremen, in den Räumen Eschwege, 
Marburg, Wetzlar und Groß Umstadt, im Raum 
Waiblingen sowie in mehreren Fällen in Bayern). 
Zu Verbünden haben sich private Verkehrsunter- 
nehmen u. a. in Eßlingen und im Rhein-Wupper- 
Kreis zusammengeschlossen. An Fusionen beteiligt 
waren Privatunternehmen u. a. in Westfalen-Lippe 
(Raum Siegen) sowie im rheinischen Raum (Jülich). 
In einer Reihe von Fällen haben private Verkehrs- 
unternehmer ihre Linienrechte auf größere Unter- 
nehmen übertragen. Schließlich ist zu erwähnen, daß 
im Bereich der Bundebahn in ca. 3300 Fällen, im Be- 
reich der Bundespost in weiteren 2300 Fällen Kraft- 
omnibusse anderer Unternehmer aufgrund von Be- 
schäftigungsverträgen eingesetzt sind. 

5.2 Hervorzuheben ist die gute Zusammenarbeit 
der dem BDP angeschlossenen privaten Unterneh- 
men mit der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost; das gilt vor allem für die länd- 
lichen Gebiete (vgl. auch Ziffer 4.22). Die vorge- 
sehene Grundsatzvereinbarung wird die Zusam- 
menarbeit zwischen Bundesbahn und Bundespost 
und den Unternehmern des privaten Omnibusge- 
werbes weiter verbessern. 

6 . Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß für die 
Zusammenarbeit der Nahverkehrsträger die jewei- 
lige wirtschaftliche Lage von Bedeutung ist. Beson- 
ders auf der Seite der Privatunternehmer hängt die 
Kooperationsbereitschaft zum Beispiel auch davon 
ab, daß die öffentliche Hand — entsprechend der 
finanziellen Unterstützung, die sie den von ihr ge- 
tragenen Unternehmen gewährt — Ausgleichszah- 
lungen für nichtkostendeckende Leistungen der übri- 
gen beteiligten Verkehrsträger erbringt, was bisher 
nur in einigen Fällen geschehen (z. B. in Hannover) 
oder geplant (z. B. im Saarland) ist; das Land Nord- 
rhein-Westfalen bereitet ein Investitionshilfepro- 
gramm mit Zuschüssen in Höhe von 50 Millionen 
DM jährlich vor. 

Im übrigen erstreckt sich das Interesse der privaten 
Nahverkehrsunternehmer — vor allem in ländlichen 
Gebieten — in der Regel auf weniger verfestigte 
Kooperationsformen, wie Tarif- und Verkehrsge- 
meinschaften, da weithin die Befürchtung besteht, 
bei Verbünden oder Fusionen auf Eigenständigkeit 
und Eigenwirtschaftlichkeit verzichten zu müssen 
oder von größeren Partnern majorisiert zu werden. 

Trotz dieser Schwierigkeiten ist jedoch unverkenn- 
bar, daß bei allen Nahverkehrsträgern grundsätzlich 
wachsendes Interesse an gegenseitiger Zusammen- 
arbeit besteht, um durch ein attraktiveres Leistungs- 
angebot jede Möglichkeit zur Anpassung an die 
Wettbewerbssituation — vor allem gegenüber dem 
Individualverkehr — zu nutzen. Insoweit sind auch 
von der Novellierung des § 8 PBefG zumindest in 
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einigen Bundesländern — bereits erkennbare Im- 
pulse ausgegangen, die dazu geführt haben, daß die 
Genehmigungsbehörden — z. B. durch die Neuorien- 
tierung der Koordinierungsausschüsse — neue Ini- 
tiativen zur Förderung der Zusammenarbeit der 
öffentlichen Nahverkehrsträger entwickelt haben. 

Die bisherige Entwicklung hat allerdings schon jetzt 
verdeutlicht, daß eine entscheidende Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs selbst bei ge- 
steigerter Zusammenarbeit der Verkehrsträger nur 
über eine gleichzeitige grundlegende Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage der betroffenen Unterneh- 
men zu erreichen ist. Bedingt durch eine Zunahme 
insbesondere der Schülerfahrten haben zwar fast 
alle Nahverkehrsunternehmen seit 1969 wieder 
leicht ansteigende Verkehrsleistungen aufzuweisen. 
Es ist jedoch davon auszugehen, daß der von dieser 
Verkehrszunahme sowie von der verstärkten Zu- 
sammenarbeit ausgehende Einfluß auf die Erfolgs- 
rechnungen der Unternehmen nicht ausgereicht hat, 
die gestiegenen Kosten — vor allem auf dem Per- 
sonalsektor — auszugleichen. Die Bedeutung der 
Zusammenarbeit für die wirtschaftliche Lage des 
öffentlichen Personennahverkehrs darf daher nicht 
überbewertet werden. 

7. Zusammenfassung 

Die Zusammenarbeit der Unternehmen des öffent- 
lichen Personennahverkehrs hat zwar wegen der 
sich verschlechternden wirtschaftlichen Lage der 
Unternehmen nur einen begrenzten Beitrag zur 
Lösung der schwierigen Nahverkehrsverhältnisse 
leisten können. Die Zusammenarbeit hat jedoch seit 
dem Frühjahr 1969 zugenommen. Sie hat zu einer 
Verbesserung des Leistungsangebots an den Ver- 
kehrsnutzer geführt. 

Es kann erwartet werden, daß sich die Entwicklung 
der Zusammenarbeit fortsetzen wird. Hierfür spre- 


chen nicht nur die Erfahrungen der beiden vergan- 
genen Jahre, sondern auch die überwiegend erst 
vor kurzem in Kraft getretenen Grundsatzabkom- 
men der Verkehrsträger sowie die zahlreichen, zum 
Teil weit fortgeschrittenen Pläne zur Gründung 
neuer und Erweiterung bestehender Zusammen- 


II. Schlußbemerkungen 

Der vorstehende Bericht ist mit den obersten Ver- 
kehrsbehörden der Länder, den Verkehrsträgern 
(Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundespost, Ver- 
band öffentlicher Verkehrsbetriebe, Bundesverband 
des Deutschen Personenverkehrsgewerbes, Bundes- 
verband Deutscher Eisenbahnen) und Vertretern der 
Verkehrsnutzer (Deutscher Gewerkschaftsbund, 
Deutscher Industrie- und Handelstag, Bundesver- 
einigung kommunaler Spitzenverbände, Zentralaus- 
schuß der Deutschen Landwirtschaft) erörtert wor- 
den. Er kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur eine 
Bestandsaufnahme über die Entwicklung in den 
letzten Jahren enthalten. Im Hinblick auf den seit 
dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Personenbeförderungsgesetzes verstriche- 
nen Zeitraum von knapp zwei Jahren ist eine Wer- 
tung über den Erfolg des Gesetzes im jetzigen Zeit- 
punkt noch nicht möglich. Das gilt angesichts der 
zum Teil noch im Aufbau begriffenen Zusammen- 
schlüsse (z. B. „Omnibus- Verkehrsgemeinschaft 
Bahn/Post") vor allem für die vom Gesetzgeber an- 
gestrebte Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den ländlichen Gebieten. Die Bundesregierung be- 
hält sich daher vor, zu gegebener Zeit einen ab- 
schließenden Bericht über die Zusammenarbeit der 
Personennahverkehrsunternehmen vorzulegen. 
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